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ZEHN NOTWENDIGE MASSNAHMEN FÜR UNSERE SICHERHEIT 

1.	 Erhöhung des Verteidigungsbudgets auf drei Milliarden Euro in Verbindung mit einer 
schrittweisen Anhebung auf ein Prozent des BIP bis 2030.

2.	 Sukzessiver Abbau des Investitionsrückstaus. Unsere Soldaten, unsere Töchter und Söhne 
verdienen den bestmöglichen Schutz im Einsatz.

3.	 Unverzügliche Entscheidung über die Ausgestaltung der Luftraumüberwachung zur 
Gewährleistung unserer Souveränität und Neutralität. 

4.	 Wiederherstellung der Einsatzfähigkeit unserer Miliz, sie ist Voraussetzung für eine 
funktionierende militärische Landesverteidigung und Garant für die Durchhaltefähigkeit im 
Einsatz.

5.	 Rückkehr zum Grundwehrdiensts in der Dauer von acht Monaten mit verp�ichtenden 
Milizübungen.

6.	 Fokus auf den Schutz gegenüber neuen hybriden Bedrohungen und Cyber-Angri�en.

7.	 Fortsetzung der Teilnahme des Bundesheeres an internationalen Friedens- und 
Stabilisierungseinsätzen auf hohem Niveau entsprechend den Sicherheitsinteressen der 
Republik Österreich.

8.	 Sicherstellung der Einhaltung der eingegangenen EU-Verp�ichtungen.

9.	 Erhöhung des Personalstandes auf 24.000 Bedienstete und Anpassung der dienstrechtlichen 
Rahmenbedingungen zur Gewährleistung der Einsatzbereitschaft.

10.	 Weiterentwicklung der Umfassenden Landesverteidigung.

UNSER HEER 2030
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POSITION BEZIEHEN
SICHERHEIT FÜR ÖSTERREICH
Stellen wir uns vor: Nach einem Cy-
berangri� sind in weiten Teilen Öster-
reichs die Computernetzwerke aus-
gefallen. Terroristische Angri�e auf 
kritische Infrastrukturen gefährden 
die Wasser- und Stromversorgung. 
Die ö�entlichen Verkehrsmittel stehen 
still. Die Bevölkerung hat zu wenig Le-
bensmittel daheim. Supermärkte wer-
den geplündert. Chaos in Österreich! 
Ein leider nicht unrealistisches Szena-
rio für die Sicherheit Österreichs, das 
unmittelbar eintreten kann.

Wer kann uns in solchen Situatio-
nen den notwendigen Schutz und die 
dringend benötigte Hilfe garantieren? 
In der Erwartungshaltung der öster-
reichischen Bevölkerung hat das Ös-
terreichische Bundesheer in solchen 
Szenarien entsprechenden Schutz zu 
gewährleisten. Tatsache ist allerdings, 
dass die Fähigkeiten unseres Hee-
res in den vergangenen Jahrzehnten 
durch fehlende Investitionen massiv 
eingeschränkt wurden. Der mittler-
weile dramatische Fähigkeitsverlust 
des Bundesheeres hat massive Kon-
sequenzen für Österreich: Der Schutz 
der Bevölkerung kann schon heute nur 
mehr sehr eingeschränkt gewährleis-
tet werden.

Ganz Österreich muss sich daher die 
Frage stellen: Wie viel ist uns unse-
re Sicherheit wert? Was muss getan 
werden, damit wir uns im Fall des Fal-
les wieder auf Schutz und Hilfe durch 
unser Bundesheer verlassen können?

Der vorliegende umfassende Bericht 
„Unser Heer 2030“, der von Expertin-
nen und Experten des Bundesheeres 
aller Fachbereiche und Ebenen ge-
meinsam in den letzten Monaten er-
arbeitet wurde, gibt darauf fundierte 
Antworten. Er zeigt klar auf, welche 
neuen und zusätzlichen Bedrohun-

gen unsere Sicherheit gefährden, wie 
unser Bundesheer dafür aufgestellt 
und ausgerüstet sein muss und wel-
che  Investitionen dafür nötig sind. 
Mit seinen konkreten Empfehlungen, 
die an politische Entscheidungsträger 
gerichtet sind, zeigt der Bericht die 
erforderliche Weiterentwicklung des 
Österreichischen Bundesheeres auf.

Dass wir uns generell deutlich mehr 
um unsere Sicherheit kümmern müs-
sen, steht außer Frage: Aufgrund der 
konfrontativen geopolitischen Ent-
wicklungen und den bereits jetzt spür-
baren großen Herausforderungen des 
Klimawandels werden im kommenden 
Jahrzehnt die Gefahren für die öster-
reichische Bevölkerung zunehmen 
und dabei auch deutlich komplexer 
werden. Die Bandbreite reicht von Na-
turkatastrophen größeren Ausmaßes 
bis zur konkreten terroristischen Be-
drohung und Angri�en auf unsere  kri-
tischen Infrastrukturen.

Mit dem Wandel der Bedrohungen 
muss sich auch unser Heer selbst 
weiterentwickeln. So wird das Bun-
desheer angesichts der neuen Bedro-
hungslage künftig vermehrt im ur-

banen Gebiet eingesetzt werden und 
muss daher eng mit Polizei, Rettungs-
organisationen, Betreibern kritischer 
Infrastrukturen und anderen Akteuren 
auf Bundes-, Landes-, Bezirks- und 
Gemeindeebene zusammenarbeiten. 
Die erforderlichen militärischen Fä-
higkeiten reichen von Spezialisten zur 
Cyber-Abwehr über rasch verfügbare 
und mobile Kräfte für unmittelbare 
Reaktionen bis zur Mobilmachung, um 
in ausreichender Stärke den Schutz 
der österreichischen Bevölkerung und 
der kritischen Infrastrukturen sowie 
die Sicherung unserer Grenzen ge-
währleisten zu können.

Auch unsere Beiträge im Rahmen des 
internationalen Krisenmanagements 
erfordern eine zeitgemäße Ausrüs-
tung des Österreichischen Bundes-
heeres zur Sicherstellung der Auf-
tragserfüllung und zum Schutz des 
Lebens seiner Soldatinnen und Sol-
daten. Diese Einsätze sind ein Beitrag 
zu mehr internationaler Stabilität und  
dienen damit auch unserer eigenen 
Sicherheit. 

Angesichts der überaus fordernden 
Rahmenbedingungen gilt mein Dank 
allen Soldatinnen und Soldaten sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
die sich trotz der mangelhaften Rah-
menbedingungen mit großer Motiva-
tion und hohem Engagement für den 
Schutz der österreichischen Bevölke-
rung einsetzen. 

Was ist uns allen Schutz und Hilfe 
wert?

Ihr Thomas Starlinger 

Personenbezogene Ausdrücke betreffen soweit dies inhaltlich in Betracht  
kommt Frauen und Männer gleichermaßen.
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ZUM BERICHT
grundinformation enthalten.

f�f Im dritten Teil werden die Wa�en-
gattungen und die Notwendigkei-
ten zur Weiterentwicklung in ihren 
Fähigkeiten sowie der detailliertere 
Investitionsbedarf dargestellt.

Das sicherheitspolitische Umfeld Öster-
reichs verändert sich sehr dynamisch 
und wird zunehmend instabil. Der Be-
richt zeigt auf, welche Fähigkeiten das 
ÖBH künftig benötigt, um die militäri-
sche Landesverteidigung sicherzustel-
len. Die Abwehr von Bedrohungen und 
somit die Wahrung der Souveränität der 
Republik Österreich sowie Beitragsleis-
tung für internationale Einsätze auf ho-
hem Niveau können nur so gewährleis-
tet werden.

Der Bericht stellt auch dar, welche Risi-
ken durch eine weiter anhaltende man-
gelnde �nanzielle Dotierung des ÖBH 
entstehen und welche Aufgaben dann 
nur mehr eingeschränkt oder gar nicht 
mehr wahrgenommen werden können. 
Dabei werden insbesonders die Auswir-
kungen auf die Sicherheit der Bürgerin-
nen und Bürger der Republik Österreich 
dargestellt.

Ausgehend von den Vorgaben der 
gültigen Österreichischen Sicher-
heitsstrategie sowie dem bestehen-
den Rechtsrahmen wird seitens der 
politisch-strategischen Ebene seit 
geraumer Zeit ein Risiko in Bezug auf 
den Erfüllungsgrad der Aufgaben des 
ÖBH in Kauf genommen. Aufgrund des 
sich dramatisch verschlechternden 
Zustandes des ÖBH kann Schutz und 
Hilfe für die Österreicherinnen und 
Österreicher nicht mehr gewährleistet 
werden, sodass eine Reaktion zwin-
gend erforderlich ist.

Die Dauer der Umsetzung der erfor-
derlichen Entwicklungsmaßnahmen 
wird mit ca. zehn Jahren beurteilt. 
Dies bedeutet, dass bei rascher positi-
ver Entwicklung das ÖBH ab dem Jahr 
2030 wieder eine �ächendeckende 
Schutzoperation in Österreich durch-
führen kann. Darüber hinaus können 
internationale Einsätze auf dem Ni-
veau vergleichbarer Staaten sowie ein 
angemessener Beitrag zum Ausbau 
der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der Europäischen 
Union gewährleistet werden.

Der vorliegende Bericht dient dazu, den 
politischen Verantwortungsträgern fun-
dierte Entscheidungsgrundlagen für das 
Schließen der seit Jahren immer größer 
werdenden Lücke zwischen den Aufga-
ben des Österreichischen Bundeshee-
res (ÖBH) und den dafür bereitgestell-
ten Mitteln zu liefern. Nur dann kann der 
Schutz der Bevölkerung wieder gewähr-
leistet werden.

Dieser Bericht ist in drei Teile gegliedert:

f�f Im ersten Teil wird das sich ändern-
de Sicherheitsumfeld, die militär-
strategische Reaktion in Form der 
Schutzoperation mit ihren Aufga-
ben und der daraus  resultierende 
Investitionsbedarf analysiert. Die 
Risiken für die Österreicherinnen 
und Österreicher, die mit einem 
Wegfall der Handlungsfähigkeit des 
ÖBH drohen, werden hier ebenso 
beschrieben.

f�f Im zweiten Teil wird ausgeführt, wie 
das ÖBH im Jahr 2030 gestaltet 
sein muss, um zeitgemäß für den 
Schutz Österreichs und seiner Be-
völkerung sorgen zu können. Hier 
ist vertiefende militärische Hinter-

Das ÖBH als bewaffnete Macht der Republik muss in der Lage sein, die Bevölkerung und ihre Lebensgrundlagen zu schützen und die Integrität und 
Souveränität der Republik zu verteidigen.
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ZUSAMMENFASSUNG

SICHERHEIT BRAUCHT 
INVESTITIONEN
Der vorliegende Bundesheerbericht 
„Unser Heer 2030“ zeigt, dass das Ös-
terreichische Bundesheer an einem 
Scheideweg steht. Während die Be-
drohungen für die Sicherheit der ös-
terreichischen Bevölkerung wachsen, 
ist die Leistungsfähigkeit des Bundes-
heeres für Schutz und Hilfe mangels 
notwendiger Ressourcen massiv ge-
fährdet. Es ist nun Aufgabe der Politik 
zu entscheiden, welches Risiko für die 
Sicherheit der Österreicherinnen und 
Österreicher in Kauf genommen wer-
den soll. Die Erhöhung des Verteidi-
gungsbudgets auf drei Milliarden Euro 
in Verbindung mit dessen schrittwei-
ser Anhebung auf ein Prozent des BIP 
bis 2030 wird als prioritär gesehen. 
Der Investitionsrückstau in Öster-
reichs Sicherheit muss sukzessive ab-
gebaut werden. 

MEHR UND NEUE 
BEDROHUNGEN  
UNSERER SICHERHEIT 

Die Bedrohungen für Österreichs Si-
cherheit nehmen zu. Internationale 
Kon�ikte, geschwächte europäische 
Sicherheitsstrukturen, die Klimakrise 
und ihre dramatischen Folgen sowie 
Naturkatastrophen und unkontrollier-
te Migration betre�en auch Österreich. 
All diese Herausforderungen können 
ohne ein entsprechend ausgerüstetes 
Bundesheer nicht bewältigt werden. 
Terrorismus, Cyberangri�e, hybride 
Bedrohungen oder bewa�nete Kon-
�ikte in der Nachbarschaft stellen ein 
zunehmendes Sicherheitsrisiko dar. 
All das kann uns ohne Vorwarnzeit 
tre�en. Dabei ist der Einsatz von gut 
ausgebildeten Soldaten zum Schutz 
der Lebensgrundlagen und der kriti-
schen Infrastruktur unverzichtbar.

Neben diesen neuen Bedrohungen 
müssen aber gleichzeitig die wach-
senden militärischen Kapazitäten in 
Europa und an seinen Grenzen ernst-
genommen werden. Da sich politische 
Verhältnisse rasch ändern, können 
sich auch politische Absichten zur 
Verwendung dieser Militärpotenziale 
ändern. 

STEIGENDE 
SICHERHEITSRISIKEN 

Den zunehmenden Bedrohungen steht 
derzeit ein Bundesheer gegenüber, 
das seine verfassungsmäßigen Auf-
gaben zum Schutz Österreichs man-
gels ausreichender Finanzierung und 
Ausbildungszeit nicht erfüllen kann. 
Für eine eigenständige und wirksame 
Landesverteidigung ist ein höheres 
Verteidigungsbudget erforderlich. Es 
muss vor allem in moderne Schutz-

systeme, in eine leistungsfähige, ver-
netzte Informations- und Kommuni-
kationstechnologie sowie in moderne 
Ausrüstung und Bewa�nung investiert 
werden. Orientiert man sich an ver-
gleichbaren Staaten, so ist zumin-
dest ein Prozent des BIP sowie eine 
entsprechend lange Ausbildungszeit 
notwendig, um eine glaubhafte militä-
rische Landesverteidigung zu gewähr-
leisten.

Ohne entsprechende Maßnahmen 
drohen Österreich erhebliche politi-
sche und militärische Risiken: 

f�f Schutzlosigkeit gegenüber den zu 
erwartenden Bedrohungen und 
erhebliche Einschränkungen bei 
den bisher erbrachten Sicher-
heitsleistungen, auch im Bereich 
von Katastrophenhilfe und Schutz 
der Lebensgrundlagen,

f�f Gefährdung der österreichischen 
Soldaten durch mangelnde Aus-
bildung und Ausrüstung,

f�f Verlust der Fähigkeit zur Teilnah-
me an internationalen Friedens- 
und Stabilisierungseinsätzen,

f�f Nichterfüllung der verfassungs-
mäßig festgeschriebenen Neu-
tralitätsverp�ichtungen – auch 
durch mangelnde Befähigung zur 
Sicherung des österreichischen 
Luftraumes und

f�f europapolitische Isolierung und 
Ausschluss aus der „Ständig 
Strukturierten Zusammenarbeit“ 
(PESCO) durch Nichteinhaltung 
der von der österreichischen Bun-
desregierung eingegangenen Ver-
p�ichtungen.

EINTRITTSWAHRSCHEINLICHKEIT25 50 75

Eskalation des Ukrainekon�ikts

Systemischer Terrorangri�

Blackout

Pandemie

Eskalation Westbalkan

Massenmigration

Zerfallende Staaten  
Nordafrika/Sahel Russland in Konfrontation  

zu Europa

Hybride Interessenskon�ikte

Unilaterales Agieren der USA

Spannungen mit der Türkei

Kon�iktverschärfung Nahost 
und Golfregion

Maritimer Kon�ikt  
mit China

Desintegration der EU
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Klimawandel

Großschadensereignis
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Cyberangri�e

Auf der X-Achse wird die Eintrittswahrscheinlichkeit eines Risikos in Prozent dargestellt, auf der Y-Achse die angenommene negative Auswirkung auf 
die Sicherheit Österreichs. Die in der Ellipse beinhalteten Risiken sind jedenfalls durch die Instrumente der österreichischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik zu behandeln. Nahezu allen Risiken kann nur mit einem gesamtstaatlichen Ansatz entgegengetreten werden, wobei das Österreichische 
Bundesheer in den meisten Fällen essenzieller Bestandteil jeglicher Risikobewältigungsstrategie ist. Die Pfeile sind eine Indikation für die Tendenz in 
den nächsten zehn Jahren. Risiken, bei denen keine Tendenz angezeigt ist, sind in ihrer Entwicklung weitgehend offen.

Das verteidigungspolitische Risikobild für die Sicherheit Österreichs 

Scheitern der  
Rüstungskontrolle

„Mittel, die in der Vergangenheit in 
erster Linie von Armeen eingesetzt 
wurden, sind heute zunehmend 
auch nichtkonventionellen Kräften 
zugänglich. Dazu gehören neben Mitteln 
der Informationskriegführung oder für 
Cyber-Operationen auch schwere Waffen, 
Drohnen, moderne Kommunikationsmittel 
und Sensoren, allenfalls sogar strahlende, 
chemische oder bakteriologische 
Substanzen. Durch die Ausrüstung 
mit solchen Mitteln verwischen sich 
die Grenzen zwischen staatlichen 
Streitkräften und nichtstaatlichen, 
bewaffneten Gruppierungen zunehmend.“ 

Eidgenössisches Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz 
und Sport (VBS) – Grundlagenbericht über die Weiterentwicklung 
der Fähigkeiten der Bodentruppen
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MILITÄRISCHE 
LANDESVERTEIDIGUNG 
NEU AUSRICHTEN

Die Umfassende Landesverteidigung 
muss an die neuen Herausforderungen 
mit Fokus auf hybride Bedrohungen 
und Cyber-Angri�e angepasst werden. 
Militärische Landesverteidigung muss 
neu gedacht werden. Dabei steht der 
Einsatz des Österreichischen Bundes-
heeres zum Schutz der Lebensgrund-
lagen, der kritischen Infrastruktur und 
der demokratischen Freiheiten im 
Mittelpunkt. Zudem soll das Bundes-
heer relevante Beiträge für Sicherheit 
in unserem Umfeld und zur Mitgestal-
tung der Gemeinsamen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (GSVP) der 
Europäischen Union erbringen.

ZENTRALE AUFGABEN

Die zentralen Aufgaben des Öster-
reichischen Bundesheeres für die 
nächsten zehn Jahre sind:

1.	 Bewältigung von Cyberangri�en, 
hybriden Bedrohungen und sys-
temischem Terrorismus sowie 
die Sicherstellung der staatlichen 
Handlungsfähigkeit der Republik 
Österreich durch 55.000 einsatz-
bereite und adäquat ausgerüstete 
Soldaten,

2.	 Leistung von hochwertigen Bei-
trägen zu immer anspruchsvoller 
werdenden internationalen Frie-
dens- und Ordnungseinsätzen 
insbesondere am Westbalkan 
und im erweiterten Krisengürtel 
um Europa durch den Einsatz von 
mindestens 1.100 Soldaten,

3.	 Aktive Teilnahme an der Weiter-
entwicklung der GSVP, unter an-

derem durch Entsendung von 
Soldaten zu europäischen Frie-
denseinsätzen und Teilnahme an 
Projekten zur europäischen mili-
tärischen Fähigkeitenentwicklung, 
vor allem in den Bereichen Cyber-, 
Drohnen- und ABC-Abwehr,

4.	 Verhinderung von Neutralitätsver-
letzungen und Schutz der Souve-
ränität im Luftraum durch Luft-
raumüberwachung mit Radar und 
Kamp�ugzeugen,

5.	 Erbringung quali�zierter Assis-
tenzleistungen im Rahmen der 
Bewältigung der Folgen der Klima-
krise und von technischen Katas-
trophen durch bis zu 12.500 Sol-
daten und

6.	 Robuste Assistenzleistungen für 
sicherheitspolizeiliche Aufgaben 
durch sofort einsetzbare Reakti-
onskräfte zur Unterstützung der 
Behörden. 

50%0% 100%

Sinkende Fähigkeit zur Aufgabenerfüllung ohne Investitionen

25% 75%

Katastrophenhilfe

Sicherheitspolizeilicher Assistenzeinsatz

Schutzoperation

20202030

20202030

20202030

2020

2020

2030

Abwehroperation

FÜR EINE SICHERE 
PERSPEKTIVE 2030 
SORGEN

Damit das Österreichische Bundes-
heer seine verfassungsmäßigen Auf-
gaben zum Schutz der österreichi-
schen Bevölkerung voll erfüllen und 
auf neue Bedrohungen unserer Si-
cherheit wirksam reagieren kann, sind 
jedenfalls folgende Maßnahmen not-
wendig:  

1.	 Erhöhung des Verteidigungsbud-
gets auf drei Milliarden Euro in Ver-
bindung mit einer schrittweisen An-
hebung auf ein Prozent des BIP bis 
2030,

2.	 Sukzessiver Abbau des Investitions-
rückstaus. Unsere Soldaten, unsere 
Töchter und Söhne, verdienen den 
bestmöglichen Schutz im Einsatz,

3.	 Unverzügliche Entscheidung über 
die Ausgestaltung der Luftraum-
überwachung zur Gewährleistung 
unserer Souveränität und Neutrali-
tät, 

4.	 Wiederherstellung der Einsatzfä-
higkeit unserer Miliz – sie ist Vor-
aussetzung für eine funktionieren-
de militärische Landesverteidigung 
und Garant für die Durchhaltefähig-
keit im Einsatz,

5.	 Rückkehr zum Grundwehrdienst in 
der Dauer von acht Monaten mit 
verp�ichtenden Milizübungen,

6.	 Fokus auf den Schutz gegenüber 
neuen hybriden Bedrohungen und 
Cyber-Angri�en,

7.	 Fortsetzung der Teilnahme des 
Bundesheeres an internationalen 
Friedens- und Stabilisierungsein-
sätzen auf hohem Niveau entspre-
chend den Sicherheitsinteressen 
der Republik Österreich,

8.	 Sicherstellung der Einhaltung der 
eingegangenen EU-Verp�ichtun-
gen,

9.	 Schrittweise Erhöhung des Perso-
nalstandes auf 24.000 Bedienstete 
und Anpassung der dienstrecht-
lichen Rahmenbedingungen zur 
Gewährleistung der Einsatzbereit-
schaft und

10.	Weiterentwicklung der Umfassen-
den Landesverteidigung.

Leistungspro�l des ÖBH

< Vorbereitungszeit Anzahl der eingesetzten Soldaten und Umfang des Einsatzes >

Abwehroperation:  
Fähigkeitserhalt in den bestehenden Strukturen, Aufwuchs, wenn es die Lage im Umfeld notwen-
dig macht

JAHRE

Schutzoperation: 
Im Maximalfall gesamtes Bundesheer (55.000 Soldaten) nach  
Mobilmachung oder ca. 12.000 Soldaten durchhaltefähig (Teilmobilmachung) 

WOCHEN 

Luftraumsicherungsoperation: 
Durchgehende aktive und passive Luftraumüberwachung und anlassbezogene 
Luftraumsicherungsoperationen

SOFORT

In
la

nd

Abwehr von Cyberangriffen: 
Durchgehende aktive und passive Überwachung von  
militärischen Informations- und Kommunikationssystemen

SOFORT

Quali�zierte Katastrophenhilfe: 
Unterstützung ziviler Behörden bei der Bewältigung von  
Katastrophen mit hochwertigen und quali�zierten Mitteln

SOFORT

Sicherheitspolizeilicher Assistenzeinsatz: 
Beiträge zur Gewährleistung der Sicherheit im Inneren im Rahmen eines 
sicherheitspolizeilichen Assistenzeinsatzes

TAGE – WOCHEN

Auslandseinsatz im gesamten Spektrum: 
Wesentliche Elemente einer Landbrigade

TAGE – WOCHEN

A
us

la
nd

Internationale Humanitäre Katastrophenhilfe 
und Militärische Sicherheitskooperation
Bis zu 300 Soldaten (AFDRU und Experten)

TAGE 

98



1:
WAS IST  
NOTWENDIG?

„In Anbetracht der derzeitigen Budgetentwicklung wird in 
den nächsten Jahren eine rote Linie überschritten werden, 

nämlich die der Einsatzbereitschaft.

Fehlende Ressourcen gefährden nicht nur die 
Aufgabenerfüllung, sondern auch das Leben der 
Soldatinnen und Soldaten bei ihren Einsätzen.“

(Bundespräsident Alexander Van der Bellen, 26. Oktober 2018)

1110

 1: W
as ist notw

endig?



SICHERHEITSPOLITISCHE 
UMFELD- UND  
RISIKOANALYSE

Die globalstrategischen Entwicklun-
gen haben in den letzten Jahren zu 
einer nachhaltigen Veränderung der 
internationalen Ordnung mit Rele-
vanz für Europa und Österreich ge-
führt. Dazu zählen globale Treiber 
wie der Klimawandel und dessen un-
abwendbare sicherheitspolitische 
Folgen, demogra�sche Entwicklun-
gen, wirtschaftliche Dynamiken sowie 
Veränderungen durch neue, disrupti-
ve Technologien. Das internationale 
politische System ist zumindest für 
die nächste Dekade von konfronta-
tiver Multipolarität mit Rivalität und 
Kon�ikten zwischen globalen und re-
gionalen Mächten gekennzeichnet. 
Zudem gewinnen nichtstaatliche Ak-
teure an Bedeutung. Die internationa-
len Organisationen sind daher mehr 
denn je gefordert, auf das geänderte 
Umfeld zu reagieren, um weiterhin Si-
cherheit und Stabilität gewährleisten 
zu können. Damit sind auch die Mit-
gliedsstaaten verstärkt gefordert, ihre 
Beiträge zu erhöhen. Für Österreich 
bleibt die Gemeinsame Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (GSVP) der 
EU der vorrangige sicherheitspoliti-
sche Handlungsrahmen. Deshalb ist 

es wichtig, die neuen verteidigungs-
politischen Initiativen der EU glaub-
würdig voranzutreiben und aktiv mit-
zugestalten.

Das allgemeine Trendszenario für die 
nächste Dekade ist gekennzeichnet 
von einer Verschlechterung nahezu 
aller relevanten Parameter, einem zu-
nehmend kon�iktbehafteten Umfeld 
bei gleichzeitiger Beschränkung der 
Leistungsfähigkeit transatlantischer 
und europäischer Sicherheitsstruktu-
ren. 

Weltweit, insbesondere im eurostra-
tegischen Umfeld, richten Staaten 
ihre Streitkräfte neu aus. In diesem 
Zusammenhang erhöhen europäische 
Staaten ihre Verteidigungsausgaben 
substanziell. In allen Bereichen der 
Kriegsführung, von der nuklearen über 
die konventionelle bis hin zur hybriden 
Dimension, werden neue militärische 
Organisationsformen und Fähigkeiten 
gescha�en. Darüber hinaus ist eine 
rasante und kostenintensive techno-
logische Entwicklung festzustellen. 
Das ÖBH hat in vielen Bereichen den 
Anschluss an diese Trends verloren. 

Für Österreich stehen vor allem die 
folgenden sicherheitspolitischen Ri-
siken im Vordergrund: 

f�f Export von Extremismus und Ter-
rorismus nach Europa, wie auch 
im Verfassungsschutzbericht 
2018 ausgeführt, 

f�f Massenmigration, 
f�f mögliche strategische Schocks 

für die Wirtschaft, Staat und Ge-
sellschaft, 

f�f Stagnation der Integration des 
Westbalkans in europäische 
Strukturen, 

f�f der Ukrainekon�ikt, 
f�f das konfrontative Verhältnis zwi-

schen den USA bzw. der EU und 
Russland sowie gegebenenfalls 
China mit dem sich abzeichnen-
den Rüstungswettlauf und dem 
Scheitern bestehender Rüstungs-
kontrollabkommen, 

f�f die neuerliche Bedrohung durch 
nukleare Mittelstreckenraketen, 

f�f die militärstrategische Bedrohung 
bestimmter EU-Staaten, 

f�f unzureichende kon�iktpräventive 
bzw. kon�ikteindämmende Maß-
nahmen in Afrika, Zentralasien 
und im Nahen und Mittleren Osten 
und 

f�f generell die Zunahme hybrider 
Kon�ikte mit außereuropäischen 
Mächten. 

Verstärkt werden diese Risiken durch 
den Umstand, dass die EU ihre selbst-
gesetzten sicherheitspolitischen Ziele 

Die Welt verändert sich. Europa verändert sich. Um weiterhin ein Garant für 
die Sicherheit der österreichischen Bevölkerung zu sein, muss sich das ÖBH 
weiterentwickeln und auf neue Bedrohungsformen wie irreguläre Gegner, hybride 
Kriegsführung und Bedrohungen aus dem Cyberspace ausrichten. Das schulden wir 
unserer Bevölkerung genauso wie unseren Partnern, mit denen wir beispielsweise 
im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) der EU 
weltweit für Sicherheit und Frieden sorgen. Das kann das ÖBH allerdings nur mit einem 
Budget, das sich am Niveau vergleichbarer Staaten orientiert.

LEITLINIEN FÜR DIE  
ÖSTERREICHISCHE  
SICHERHEITS- UND  
VERTEIDIGUNGSPOLITIK  
2020 - 2030

EINTRITTSWAHRSCHEINLICHKEIT25 50 75

Eskalation des Ukrainekon�ikts

Systemischer Terrorangri�

Blackout

Pandemie

Eskalation Westbalkan

Massenmigration

Zerfallende Staaten  
Nordafrika/Sahel Russland in Konfrontation  

zu Europa

Hybride Interessenskon�ikte

Unilaterales Agieren der USA

Spannungen mit der Türkei

Kon�iktverschärfung Nahost 
und Golfregion

Maritimer Kon�ikt  
mit China

Desintegration der EU

Scheitern der Annäherung  
USA-Nordkorea

Rapider  
Klimawandel

Großschadensereignis
Neutralitätsverletzung

Handlungsschwäche der UNO

Europäische Bankenkrise

Terroranschläge

Angri� auf einen EU-Staat Raketenbedrohung

25
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A
U

S
W

IR
K

U
N

G
 A

U
F

 D
IE

 S
IC

H
E

R
H

E
IT

 Ö
S

T
E

R
R

E
IC

H
S

Cyberangri�e

Auf der X-Achse wird die Eintrittswahrscheinlichkeit eines Risikos in Prozent dargestellt, auf der Y-Achse die angenommene negative Auswirkung auf 
die Sicherheit Österreichs. Die in der Ellipse beinhalteten Risiken sind jedenfalls durch die Instrumente der österreichischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik zu behandeln. Nahezu allen Risiken kann nur mit einem gesamtstaatlichen Ansatz entgegengetreten werden, wobei das Österreichische 
Bundesheer in den meisten Fällen essenzieller Bestandteil jeglicher Risikobewältigungsstrategie ist. Die Pfeile sind eine Indikation für die Tendenz in 
den nächsten zehn Jahren. Risiken, bei denen keine Tendenz angezeigt ist, sind in ihrer Entwicklung weitgehend offen.

Das verteidigungspolitische Risikobild für die Sicherheit Österreichs 

Scheitern der  
Rüstungskontrolle
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zur vermehrten Übernahme von Ver-
antwortung für die eigene Sicherheit 
nur teilweise umsetzen kann. 

Diese bislang allgemeinen Risikobilder 
verschärfen sich und werden zuneh-
mend zu konkreten Bedrohungen für 
Österreich. Zusammenfassend werden 
die Risiken und Herausforderungen für 
die Ausrichtung der österreichischen 
Verteidigungspolitik in der nächsten 
Dekade wie folgt priorisiert:

1.	 Hybride Bedrohungen (vgl. dazu 
Kapitel Bedrohungen) und syste-
mischer Terrorismus,

2.	 Resilienzgefährdende Extremer-
eignisse, wie etwa Massenmigra-
tion, Blackout, Pandemien, oder 
Natur- und technische Katastro-
phen,

3.	 Destabilisierung des eurostrategi-
schen Umfeldes und

4.	 Neutralitätsverletzungen,  
insbesondere im Luftraum.

VERTEIDIGUNGSPOLITI-
SCHE KONSEQUENZEN 
FÜR DAS BUNDESHEER
Die Österreichische Sicherheitsstra-
tegie (ÖSS) aus dem Jahr 2013 hat in 
Fortführung der erforderlichen kon-
zeptionellen Anpassungen, die nach 
der Jahrtausendwende erfolgten, die-
sen Entwicklungen konsequent Rech-
nung getragen. So wurde die aus dem 
Kalten Krieg stammende Konzeption 
der „Umfassenden Landesverteidi-
gung“ im Jahr 2005 zur „Umfassen-
den Sicherheitsvorsorge“ weiterent-
wickelt, die nunmehr zur Bewältigung 

obiger Risiken und Bedrohungen alle 
staatlichen Akteure zu einem ge-
samtstaatlichen Wirkungsverbund 
zusammenfasst. Eine Verbesserung 
der operativen Reaktionsfähigkeit auf 
die aktuellen Bedrohungen ist da-
durch jedoch nicht eingetreten. Nach 
einer vorübergehenden Priorisierung 
von Auslandseinsätzen in Umsetzung 
der Ergebnisse der Bundesheerre-
formkommission hat sich seit der ÖSS 
2013 der Fokus auf den Schutz Ös-
terreichs verlagert. Daher sieht auch 
die Teilstrategie Verteidigungspolitik 
2014 eine ausbalancierte Wahrneh-
mung von Inlands- und Auslandsauf-
gaben vor. Diese Konzepte wurden mit 
breiter politischer Mehrheit beschlos-
sen bzw. im Nationalen Sicherheitsrat 
zustimmend zur Kenntnis genom-
men. Dennoch wurden die erforderli-
chen �nanziellen Ressourcen zur Um-

16 strategische Trends mit besonderer Bedeutung für Österreichs Sicherheit:

Unterschiedliche 
Bevölkerungs-

entwicklung auf 
der Welt

Knapper 
werdender 
Zugang zu 
sauberem 

Wasser 

Drastischere  
Auswirkungen des 

Klimawandels

Fortschreitende 
Urbanisierung 
und mehr  
Megacitys

Steigende 
Lebenserwar-
tung und damit 
teurere Gesund-
heitssysteme

Fragmentierung 
von Gesell-

schaften durch 
Ungleichheiten, 

soziale Span-
nungen, Politik-
verdrossenheit 
und ethnische 

Kon�ikte

Wachsende 
Vernetzung, 

Automatisierung 
und Digitalisie-

rung führt zur 
Verwundbarkeit 
des Staates und 
der Privatsphäre 

der Bürger

Die immer stärkere Automa-
tisierung wird den Menschen 
in andere Tätigkeitsbereiche 

drängen und den Arbeits-
markt verändern 

Die immer besseren Tech-
niken zur Bereitstellung und 

Weitergabe wird Information 
als wesentliches politisches 

Machtinstrument stärken.

Der Umgang mit  
riesigen Datenmengen  

einschließlich deren Veri�-
zierung sowie der Förderung 
der individuellen Fähigkeiten 

und von Teamarbeit

Fortschreiten der 
Globalisierung und 

der Ungleichheit  
zwischen den  

Regionen

O�enhalten der 
ungehinderten 
Zugänge zu Energie 
und Rohsto�en

Die Entwicklung der 
Krisen- und Kon-
�iktregionen  West-
balkan, Naher Osten 
sowie Nordafrika und 
Subsahara-Raum ist 
entscheidend

Der Staat bleibt zentral in 
der Internationalen Politik, 
verliert aber Stellung in der 
Gesellschaft

Das geopolitische Ordnungs-
system ändert sich, neue 
(nicht)staatliche Akteure 
gewinnen an Ein�uss

Die Entwicklung der  
Europäischen Union ist nicht 
absehbar, mehr Integration 
oder Renationalisierung

FAZIT
Neue Bedrohungen und dadurch geänderte sicherheitspolitische Schwergewichte in und um Europa 
verändern die Rahmenbedingungen sowohl für Österreich als auch für seine Partner. Um weiterhin die 
österreichische Bevölkerung zu schützen und im Rahmen internationaler Kooperationen zu handeln, 
muss sich das ÖBH an die neuen Bedrohungsformen und Rahmenbedingungen anpassen. Dazu bedarf 
es ausreichender �nanzieller und personeller Ressourcen.

setzung nicht zur Verfügung gestellt. 
Auch der Allparteien-Entschließungs-
antrag des Parlaments aus dem Jahr 
2015 hat zu keiner nachhaltigen Ver-
besserung der Budgetlage geführt. 
Damit hat sich die Schere zwischen 
Realzustand des ÖBH und seinen ver-
fassungsmäßigen Aufgaben immer 
weiter geö�net.

Die sicherheits- und verteidigungs-
politischen Optionen Österreichs sind 
neben der sich verschärfenden Ri-
sikolage insbesondere vor dem 
Hintergrund zweier, für die mili-
tärische Landesverteidigung re-
levante Faktoren zu beurteilen: 
Bereitstellung von Ressourcen 
für die militärische Landesver-
teidigung und Entwicklung der 
EU/GSVP.

Momentan ist das ÖBH weit da-
von entfernt, seine verfassungs-
mäßigen Aufgaben vollum-
fänglich erfüllen zu können. Der 
Realzustand des ÖBH lässt nur 
ein eingeschränktes Leistungs-
spektrum zu. Die Aufwendun-
gen zur Sicherstellung eines erfolg-
reichen Einsatzes des ÖBH in einer 
Schutzoperation belaufen sich auf 
mindestens ein Prozent des BIP. Für 
eine Abwehroperation gegen einen 
konventionellen Gegner wären jedoch 
zwei Prozent des BIPs notwendig. 

In der nächsten Dekade ist unter den 
herrschenden Gegebenheiten weder 
die Herausbildung einer eigenstän-
digen Verteidigung der EU noch ein 
Beitritt Österreichs zur NATO zu er-
warten.

Um ein Mindestmaß an Sicherheit in 
Österreich gewährleisten zu können 
und die Interessen der Republik zu 
wahren, müssen klare Prioritäten in 
der militärischen Aufgabende�nition 
gesetzt werden. Da derzeit nicht mit 
einer konventionellen, sondern mit ei-

ner subkonventionellen Bedrohung zu 
rechnen ist, wird die Schutzoperation 
in den Fokus der Ausrichtung des ÖBH 
gerückt.

Die verteidigungspolitische Strategie 
richtet die „militärische Landesvertei-
digung“ auf das Ambitionsniveau einer 
eigenständigen Schutzoperation aus. 
Gleichzeitig werden ergänzende, aber 
hochwertige militärische Beiträge zur 
aktiven Umfeldstabilisierung und Mit-
gestaltung der GSVP geleistet.

Daraus ergeben sich folgende vertei-
digungspolitische Herausforderungen 
bzw. strategische Handlungsfelder für 
das ÖBH:

1.	 Bewältigung hybrider Angri�e inkl. 
der Bewältigung systemischer 
Terrorangri�e und resilienzge-
fährdender Extremereignisse so-
wie Sicherstellung der staatlichen 
Handlungsfähigkeit im gesamt-
staatlichen Kontext.

2.	 Beiträge zur Stabilisierung des un-
mittelbaren Umfeldes, insbesonde-
re das Engagement auf dem West-
balkan und in Osteuropa.

3.	 Substanzielle Beitragsleistung zur 
Weiterentwicklung der GSVP durch 
Einsatzbeteiligungen und Koope-
rationen zur europäischen Fähig-
keitsentwicklung.

4.	 Beiträge zur Stabilisierung des er-
weiterten Umfeldes im Nahen und 
Mittleren Osten oder in Afrika.

5.	 Verhinderung von Neutralitätsver-
letzungen, insbesondere der Schutz 
der Souveränität im Luftraum.

6.	 Quali�zierte Assistenzleistungen 
im Rahmen der Bewältigung von 
Natur- und technischen Katastro-
phen in Österreich.

7.	 Quali�zierte, insbesondere robus-
te Assistenzleistungen für sicher-
heitspolizeiliche Aufgaben. 

Eine Analyse der Risiken macht 
zudem deutlich, dass bei den re-
levantesten Bedrohungen kaum 
Vorwarnzeiten gegeben sind und 
aufgrund der extremen Unter-
schiede bei den konkreten Bedro-
hungsszenarien ein Höchstmaß 
an strategischer Flexibilität er-
forderlich ist. Die Landesverteidi-
gung muss daher als wesentlicher 
Bestandteil des gesamtstaatli-
chen Systems mit einer breiten 
Kooperations- und technologi-
schen Zusammenarbeitsfähigkeit 
im nationalen und internationalen 

Bereich ausgestaltet werden. Sie muss 
über eine ausreichende Personalstärke 
in unterschiedlichen Bereitschaftsgra-
den sowie eine robuste Durchsetzungs-
fähigkeit verfügen. Die auf absehbare 
Zeit eingeschränkte Handlungsfähig-
keit der EU erfordert weiterhin ein Min-
destmaß eigenständiger militärischer 
Aufgabenwahrnehmung bei gleichzei-
tiger Intensivierung von Kooperationen 
mit gleichgesinnten Partnern.

Für eine stabile Entwicklung des ÖBH 
ist es notwendig, eine langfristige bud-
getäre Entwicklung festzulegen. Damit 
kann innerhalb des Verteidigungsres-
sorts auch über eine Gesetzgebungs-
periode hinausgehend geplant werden.

Eine Analyse der Risiken macht 
zudem deutlich, dass bei den 
relevantesten Bedrohungen 

kaum Vorwarnzeiten gegeben 
sind und aufgrund der extremen 
Unterschiede bei den konkreten 

Bedrohungsszenarien ein Höchstmaß 
an strategischer Flexibilität 

erforderlich ist.
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BEDROHUNGEN  
BEDARF EINES 
UMFASSEND 
ANERKANNTEN 
BEDROHUNGSBILDES
Die Zukunft Österreichs und Europas 
ist nicht klar vorhersehbar, die Ände-
rungen im strategischen Umfeld wer-
den zunehmend unberechenbar und 
Krisen treten mit immer kürzeren Vor-
warnzeiten auf. Das kommende Jahr-
zehnt wird, wie auch die Vergangenheit 
gezeigt hat, durch Kon�ikte, Krisen und 
rasche Veränderungen gekennzeichnet 
sein. Die heute herrschende Ordnung 
wird sich verändern und derzeitige 
Machtverhältnisse werden ihre Gültig-
keit verlieren. Das gilt auch für das Um-
feld Österreichs.

Österreich hat sich auf die erwartba-
ren künftigen Herausforderungen und 
Bedrohungen einzustellen. Darauf sind 
Aufgaben, Fähigkeiten und Ressour-
cen des ÖBH abzustimmen. Es muss 
dazu ein politisch-strategisches und 
ressortübergreifendes gemeinsames 
Verständnis eines umfassend aner-
kannten Bedrohungsbildes bestehen. 
Dies ist derzeit nicht gegeben, woraus 
sich auf der einen Seite die Vernach-
lässigung der im Verfassungsrang ste-
henden „Umfassenden Landesverteidi-
gung“ sowie auf der anderen Seite die 
Vorenthaltung der erforderlichen Res-
sourcen zur Finanzierung der Fähigkei-
ten des ÖBH begründen.

Bewa�nete Angri�e auf Österreich 
werden auf absehbare Zeit nicht durch 

große Panzer- oder Luftarmeen wie 
im Kalten Krieg erfolgen. Die Analyse 
internationaler militärstrategischer 
Konzepte und die Auswertung aktueller 
Kon�ikte zeigen, dass vor allem sub-
konventionell unterhalb der kriegsvöl-
kerrechtlich normierten Schwelle eines 
Krieges agiert werden wird. Diesem 
hybriden Gegner ist sowohl im Inland 
als auch im Ausland entsprechend zu 
begegnen. Dies erfolgt im Rahmen der 
militärischen Landesverteidigung.

Die konventionellen militärischen Po-
tenziale, die in Europa und an seinen 
Grenzen existieren bzw. sich im Aufbau 
be�nden, dürfen dabei jedoch nicht 
übersehen werden. Während sich die-
se Potenziale über Jahre aufbauen und 
als stabiler Faktor zu bewerten sind, 
können sich politische Absichten, die-
se auch einsetzen zu wollen, sehr rasch 
ändern.

Die Ambitionen staatlicher und nicht-
staatlicher Akteure – dazu zählen re-
ligiöse Fundamentalisten und politi-
sche Extremisten sowie auch global 
agierende Konzerne und Unternehmen 
– werden zunehmen. Globale Entwick-
lungen haben in Zukunft eine noch di-
rektere Auswirkung auf die Sicherheit 
Österreichs. Sie haben das Potenzial, 
den sozialen Frieden zu stören und die 
staatliche Souveränität zu gefährden.

Artikel 9a des Österreichischen Bundes-Verfassungsgesetzes

(1) Österreich bekennt sich zur umfassenden Landesverteidigung. Ihre 
Aufgabe ist es, die Unabhängigkeit nach außen sowie die Unverletzlich-
keit und Einheit des Bundesgebietes zu bewahren, insbesondere zur 
Aufrechterhaltung und Verteidigung der immerwährenden Neutralität. 
Hiebei sind auch die verfassungsmäßigen Einrichtungen und ihre Hand-
lungsfähigkeit sowie die demokratischen Freiheiten der Einwohner vor 
gewaltsamen Angri�en von außen zu schützen und zu verteidigen.

(2) Zur umfassenden Landesverteidigung gehören die militärische, die 
geistige, die zivile und die wirtschaftliche Landesverteidigung.

Die Auswirkungen globaler Aktivitäten werden in Zukunft noch weniger als bisher Halt vor Österreich machen. Sie haben das Potenzial, den sozialen 
Frieden zu stören und die staatliche Souveränität zu gefährden.

Die aktuellen und zukünftigen Herausforderungen für die Sicherheit Österreichs 
und Europas bestehen auf mehreren Ebenen. Bedrohungen im konventionellen, 
subkonventionellen und hybriden Spektrum bedürfen einer Anpassung der eigenen 
Handlungsmöglichkeiten. Österreich liegt im Herzen Europas und muss sich seiner 
Rolle als neutraler, souveräner Staat und verlässlicher Partner entsprechend verhalten. 
Dazu muss es in der Lage sein, neuartige Bedrohungen �exibel abzuwehren.
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